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  Ö f f e n t l i c h e B e k a n n t m a c h u n g  
 

     Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. vereinf. Änderung Südlicher Teilbereich zwischen Oberschlager Straße und Bedburger Schweiz  vom 22.05.2017  hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 des  Baugesetzbuches (BauGB) mit Bekanntmachungsanordnung vom 22.05.2017   Der Rat der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 09.05.2017 folgenden Beschluss gefasst:  a) Der Rat der Stadt Bedburg führt über die im Wege der Offenlage nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen eine Abwägung durch und fasst hierüber einzelne Beschlüsse gemäß Anlage ‚Ab-wägungsliste‘.  b) Für den Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Änderung - südlicher Teilbereich zwischen Oberschlager Straße und Bedburger Schweiz - wird der Satzungsbe-schluss nebst Begründung und dazugehörigen Anlagen gemäß § 10 Abs. 1 BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. I S. 1722), gefasst.  Ferner wird die Verwaltung beauftragt, den Plan zur Erlangung der Rechtskraft im Amtsblatt des Rhein-Erft-Kreises bekannt zu machen.  Das Plangebiet der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 / Bedburg – südlicher Teilbereich zwischen Oberschlager Straße und Bedburger Schweiz liegt im Ortsteil Bedburg und hat eine Größe von ca. 3.613 m². Der Bereich der 5. Änderung besteht aus Teilen des Flurstücks 1062, Flur 1, Gemarkung Bedburg. Der Geltungsbereich ist als heutiger Grünstreifen zwischen der Oberschlager Straße im Osten und der Bedburger Schweiz im Westen gelegen. Nördlich schließt der nicht durch die 5. Än-derung beanspruchte Grünstreifen bis zur Ludwig-Uhland-Straße an und im Süden verläuft der Leitweg.   Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entneh-men.  Durch die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 soll die Errichtung eines Spiel-platzes auf der bestehenden Grünfläche vorbereitet und planungsrechtlich gesichert werden.  Bekanntmachungsanordnung  Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 12 / Bedburg, 5. vereinfachte Än-derung wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 4 BekanntmVO und § 14 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Bedburg ortsüblich öffent-
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lich bekannt gemacht. Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Bekanntmachung mit dem Beschluss des Rates der Stadt Bedburg vom 09.05.2017 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist.  Dieser Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung ab sofort bei der Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Zimmer 204, Am Rathaus 1, 50181 Be-dburg, während der Dienstsprechzeiten, montags bis freitags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, montags und donnerstags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr sowie dienstags von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr von Jedermann eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplanes und der Begründung nebst Anlagen wird auf Verlangen Aus-kunft erteilt. Inkrafttreten  Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung, die an Stelle der sonst für Satzungen vor-geschriebenen Veröffentlichung erfolgt, tritt der Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. vereinfachte Änderung gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft.  Es wird gem. § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO NW darauf hinge-wiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-verfahren wurde nicht durchgeführt,  b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet,  d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.   Hinweise:  1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht inner-halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des An-spruches herbeigeführt wird.  2. Hinweis gemäß § 4a Abs. 6 BauGB: Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (vgl. §§ 3 und 4 BauGB) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Be-schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.  3. Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung): 
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Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 BauGB zum Ge-genstand hat, ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendun-gen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) oder im Rahmen der Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs.2 Nr. 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf diese Rechtsfolge im Rahmen der Be-teiligung hingewiesen worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  4.  Gemäß § 215 BauGB werden 1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  2. eine Berücksichtigung eines § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges  unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalte geltend gemacht wor-den sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beacht-lich sind.   Bedburg, 22.05.2017 Stadt Bedburg Der Bürgermeister   gez. (Sascha Solbach)                          
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Lageplan zum Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Änderung – südlicher Teil-bereich zwischen Oberschlager Straße und Bedburger Schweiz (ohne Maß-stab)  

                                            © Rhein-Erft-Kreis 
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Aufstellungsbeschluss
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat am 29.11.2016 gem. § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 BauGB beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Änderung aufzustellen. 

Am 07.03.2017 wurde der Planentwurf und seine Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 BauGB beschlossen.

Bedburg, den _________     Bürgermeister ________________

                                              Ratsmitglied   _________________
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Offenlegung und Beteiligung der Behörden
Dieser Bebauungsplanentwurf hat mit der Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB für die Daeuer eines Monats in der Zeit vom 22.03.2017 bis einschließlich 26.04.2017 zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen.
Ort und Dauer der Auslegung wurden am 14.03.2017 mit dem Hinweis ortsüblich bekannt gemacht, dass Stellungnahmen zu dem Änderungsentwurf während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können. In dieser Bekanntmachung wurde zudem den weiteren Hinweisbestimmungen nach § 3 Abs. 2 BauGB nachgekommen.
Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde mit Schreiben vom 10.03.2017 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben (gem. § 4 Abs. 2 BauGB).

Bedburg, den _____________     Bürgermeister ________________

                                                      Ratsmitglied    ________________
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Der Rat der Stadt Bedburg hat am __________ den Bebauungsplan Nr. 12 / Bedburg, 5. Änderung gem. § 24 der Stadtordnung von Nordrhein-Westfalen und gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Bedburg, den ________    Bürgermeister _____________



                                           Ratsmitglied _____________
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Bekanntmachung
Der Beschluss des Bebauungsplanes als Satzung ist am __________ gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht worden, mit dem Hinweis, dass der Bebauungsplan während der Dienststunden bei der Stadt Bedburg von jedermann eingesehen werden kann.

Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan am 

___________ in Kraft getreten.

Bedburg, den ___________  


Bürgermeister __________________
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Nr. 15 BauGB)
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 12 / Bedburg, 5. Änderung wird gemäß Eintrag in die Planzeichnung folgende Art der baulichen Nutzung festgesetzt:
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Baugesetzbuch i.d.F.d. Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. I S. 1722).
Baunutzungsverordnung i.d.F.d. Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I. S. 132), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. I. S. 1548).
Gemeindeordnung NRW i.d.F.d. Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV NRW 2016 S. 966).
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  Ö f f e n t l i c h e B e k a n n t m a c h u n g  
 

     Bebauungsplan Nr. 17 / Bedburg, 5. Änderung  Leitweg – Zwischen den Lindchen  vom 22.05.2017  hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 des  Baugesetzbuches (BauGB) mit Bekanntmachungsanordnung vom 22.05.2017   Der Rat der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 09.05.2017 folgenden Beschluss gefasst:  a) Der Rat der Stadt Bedburg führt über die im Wege der Beteiligungsschritte nach  § 3 Abs. 1 und 2 sowie § 4 Abs. 1 und 2 eingegangenen Stellungnahmen eine Ab-wägung durch und fasst hierüber einzelne Beschlüsse gemäß Anlage ‚Abwägungs-liste‘.   b) Für den Bebauungsplan Nr. 17 / Bedburg, 5. Änderung - Leitweg - Zwischen den Lindchen - wird der Satzungsbeschluss nebst Begründung und dazugehörigen Anla-gen gemäß § 10 Abs. 1 BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-tember 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. I S. 1722), gefasst.  Ferner wird die Verwaltung beauftragt, den Plan zur Erlangung der Rechtskraft im Amtsblatt des Rhein-Erft-Kreises bekannt zu machen.  Das Plangebiet der 5. Bebauungsplanänderung befindet sich am westlichen Sied-lungsrand von Bedburg, zwischen der Pro 8 Pflegeeinrichtung, dem Leitweg und im Süden einem dazu annähernd parallel verlaufenden Feldweg. Östlich grenzt die Wohnbebauung um die Offenbachstraße / Brucknerstraße an, westlich landwirt-schaftlich genutzte Flächen. Das Plangebiet umfasst das komplette Flurstück 517 aus Flur 2 sowie die Parzellen 424 und 425 (ebenfalls Flur 2) Gemarkung Bedburg. Des Weiteren wurde das Flurstück 512, Flur 2 (zwischen der Parzelle 517 und 510 gelegen) in den Geltungsbereich übernommen.   Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entneh-men.  Entsprechend den planungsrechtlichen Vorgaben des Flächennutzungsplans, der Nachfrage an Wohngrundstücken und der umgebenden Bebauung ist die Entwick-lung eines Wohngebietes in dem beschriebenen Bereich Planungsabsicht.   Bekanntmachungsanordnung  Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 17 / Bedburg, 5. Änderung wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 4 BekanntmVO und § 14 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Bedburg ortsüblich öffentlich bekannt gemacht. Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Bekanntmachung mit dem Be-
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schluss des Rates der Stadt Bedburg vom 09.05.2017 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist.  Dieser Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung ab sofort bei der Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Zimmer 204, Am Rathaus 1, 50181 Be-dburg, während der Dienstsprechzeiten, montags bis freitags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, montags und donnerstags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr sowie dienstags von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr von Jedermann eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplanes und der Begründung nebst Anlagen wird auf Verlangen Aus-kunft erteilt. Inkrafttreten  Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung, die an Stelle der sonst für Satzungen vor-geschriebenen Veröffentlichung erfolgt, tritt der Bebauungsplan Nr. 17 / Bedburg, 5. Änderung gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft.  Es wird gem. § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO NW darauf hinge-wiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-verfahren wurde nicht durchgeführt,  b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet,  d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.   Hinweise:  1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht inner-halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des An-spruches herbeigeführt wird.  2. Hinweis gemäß § 4a Abs. 6 BauGB: Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (vgl. §§ 3 und 4 BauGB) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Be-schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.  3. Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung): 
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Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 BauGB zum Ge-genstand hat, ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendun-gen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) oder im Rahmen der Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs.2 Nr. 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf diese Rechtsfolge im Rahmen der Be-teiligung hingewiesen worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  4.  Gemäß § 215 BauGB werden 1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  2. eine Berücksichtigung eines § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges  unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalte geltend gemacht wor-den sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beacht-lich sind.   Bedburg,       Stadt Bedburg Der Bürgermeister   gez. (Sascha Solbach)                           

9



Übersichtsplan: Plangeltungsbereich BP 17 / Bedburg, 5. Änderung (ohne Maßstab)                                                                                  © Rhein-Erft-Kreis 
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  Ö f f e n t l i c h e B e k a n n t m a c h u n g  
 

     Bebauungsplan Nr. 33 / Bedburg, 8. vereinfachte Änderung - Teilgebiet an der Erftstraße / Verschönerung -  vom 22.05.2017  hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 des  Baugesetzbuches (BauGB) mit Bekanntmachungsanordnung vom 22.05.2017   Der Rat der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 09.05.2017 folgenden Beschluss gefasst:  a) Der Rat der Stadt Bedburg führt über die im Wege der Offenlage nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen eine Abwägung durch und fasst hierüber einzelne Beschlüsse gemäß Anlage ‚Abwägungsliste‘.   b) Für den Bebauungsplan Nr. 33 / Bedburg, 8. Änderung – Teilgebiet an der Erft-straße / Verschönerung wird der Satzungsbeschluss nebst Begründung und dazu-gehörigen Anlagen gemäß § 10 Abs. 1 BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Ge-setzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. I S. 1722), gefasst.  Ferner wird die Verwaltung beauftragt, den Plan zur Erlangung der Rechtskraft im Amtsblatt des Rhein-Erft-Kreises bekannt zu machen.  Für den südlichen Teilbereich des Bebauungsplanes Nr. 33 / Bedburg soll, den Zie-len der Innenentwicklung entsprechend, die überbaubare Grundstücksfläche erwei-tert und somit die Möglichkeit zur Errichtung eines freistehenden Gebäudes (hier: Atelier) geschaffen werden.   Zur Umsetzung des Vorhabens ist eine Änderung des Ursprungsbebauungsplanes Nr. 33 / Bedburg erforderlich, der für den Bereich des geplanten Bauvorhabens keine weiteren überbaubaren Grundstücksflächen festsetzt. Mit der Schaffung des neuen Baurechts soll gleichzeitig die bereits bestehende bauliche Nutzung planungsrecht-lich gesichert werden. Die Ausweisung zusätzlicher Flächen für Wohnzwecke ent-spricht dem städtebaulichen Ziel, durch Nachverdichtung innerstädtische Flächen einer Wohnnutzung zuzuführen, um damit die Inanspruchnahme von Flächen, die heute dem Landschaftsraum zuzuordnen sind, zu minimieren.  Der Geltungsbereich der 8. Änderung besteht aus den Flurstücken 351 und 353, Flur 46, Gemarkung Bedburg. Dieser wird im Norden von der Straße ,Verschönerung‘, im Osten von der Erftstraße, im Süden von einem Grundstück an der Erftstraße, im Westen von einem Grundstück an der Straße ,Verschönerung‘ begrenzt. Östlich des Plangebietes verläuft unmittelbar neben der Erftstraße der Erftkanal.   Die genaue Abgrenzung ist der beigefügten Übersichtskarte zu entnehmen. 
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  Bekanntmachungsanordnung  Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 33 / Bedburg, 8. vereinfachte Än-derung wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 4 BekanntmVO und § 14 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Bedburg ortsüblich öffent-lich bekannt gemacht. Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Bekanntmachung mit dem Beschluss des Rates der Stadt Bedburg vom 09.05.2017 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist.  Dieser Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung ab sofort bei der Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Zimmer 204, Am Rathaus 1, 50181 Be-dburg, während der Dienstsprechzeiten, montags bis freitags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, montags und donnerstags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr sowie dienstags von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr von Jedermann eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplanes und der Begründung nebst Anlagen wird auf Verlangen Aus-kunft erteilt. Inkrafttreten  Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung, die an Stelle der sonst für Satzungen vor-geschriebenen Veröffentlichung erfolgt, tritt der Bebauungsplan Nr. 33 / Bedburg, 8. vereinfachte Änderung gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft.  Es wird gem. § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO NW darauf hinge-wiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-verfahren wurde nicht durchgeführt,  b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet,  d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  Hinweise:  1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. Nach § 44 Abs. 3 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht inner-halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die im vorgenannten Absatz bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des An-spruches herbeigeführt wird.  2. Hinweis gemäß § 4a Abs. 6 BauGB: 
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Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (vgl. §§ 3 und 4 BauGB) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Be-schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.  3. Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung): Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 BauGB zum Ge-genstand hat, ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendun-gen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) oder im Rahmen der Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs.2 Nr. 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf diese Rechtsfolge im Rahmen der Be-teiligung hingewiesen worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  4.  Gemäß § 215 BauGB werden 1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  2. eine Berücksichtigung eines § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges  unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Bedburg unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalte geltend gemacht wor-den sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beacht-lich sind.   Bedburg, 22.05.2017 Stadt Bedburg Der Bürgermeister   gez. (Sascha Solbach)                      
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1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Die in § 4 Abs. 3 BauNVO aufgeführten ausnahmsweise zulässigen Nutzungen
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe
3. Anlagen für Verwaltungen
4. Gartenbaubetriebe
5. Tankstellen
sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 33 / Bedburg, 8. vereinfachte 
Änderung.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 BauNVO)

2.1 Grundflächenzahl (GRZ) (§ 9 Abs. 2 BauGB, § 19 Abs. 4 BauNVO)

Die nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO zulässige Überschreitung der Grundflächenzahl (GRZ) für Garagen und 
Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO ist im Geltungsbereich dieses 
Bebauungsplanes bis zu 25 von Hundert zulässig.

2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 2 BauGB, § 18 BauNVO)

Die Höhenlage der baulichen Anlagen wird durch Festsetzungen der Trauf- und Firsthöhen bestimmt.
Bezugshöhe der Höhenfestsetzungen ist die Oberkante des höchsten Punktes der Verkehrsfläche, die 
unmittelbar vor dem jeweiligen Grundstück liegt.
Das Maß der Traufhöhe (TH) ergibt sich aus der Schnittlinie der Außenfläche der Außenwand mit der Oberkante 
Dachhaut. Das Maß der Firsthöhe (FH) ergibt sich aus der Höhe des obersten Gebäudeabschlusses. Bei Pult- 
dächern entspricht die Traufe der Schnittlinie des niedrigeren aufgehenden Mauerwerks mit der Dachhaut, der 
First der Schnittlinie des höheren aufgehenden Mauerwerks mit der Dachhaut. Bei Pultdächern kann die 
angegebene Traufhöhe jeweils um maximal 0,50 m auf ganzer Länge überschritten werden.

3. Beschränkung der Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind maximal 2 Wohnungen (Wohneinheiten - WE) je 
Wohngebäude zulässig. Die Doppelhaushälfte (DHH) gilt dabei als ein Gebäude.

4. Nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 Abs. 5 BauNVO)

In den Vorgartenflächen sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sowie Anlagen, die nach 
Landesrecht in den Abstandflächen zulässig sind, mit Ausnahme von nicht überdachten Stellplätzen, 
Stützmauern, Einfriedungen und Abfallbehältern, ausgeschlossen. Abfallbehälter sind einzuhausen oder allseitig 
einzugrünen.
Der Anteil der Stellplatzflächen in Vorgärten darf 50 % der Gesamtfläche nicht überschreiten. 
Vorgartenflächen werden begrenzt durch die vordere Baugrenze und deren seitliche Verlängerung bis zur 
Grundstücksgrenze.

5. Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 Abs. 6 BauNVO)

Garagen und Carports müssen von ihrer Zufahrtsseite mindestens 5,00 m hinter der Straßenbegrenzungslinie 
zurückliegen.

Kennzeichnungen

1. Überschwemmungsgebiet

Das gesamte Plangebiet liegt innerhalb des prognostizierten Überschwemmungsgebietes der Erft. 

2. Baugrundverhältnisse

Der gesamte Bereich des Bebauungsplanes liegt im Auebereich der Erft, in dem der natürliche Grundwasser- 
spiegel nahe der Geländeoberfläche ansteht und der Boden humoses Bodenmaterial enthalten kann.
Wegen der Bodenverhältnisse im Auegebiet sind bei der Bauwerksgründung ggf. besondere bauliche 
Maßnahmen, insbesondere im Gründungsbereich, erforderlich. Hier sind die Bauvorschriften der DIN 1054 
‚Baugrund - Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau', der DIN 18196 ‚Erd- und Grundbau; Bodenklassifika- 
tion für bautechnische Zwecke' sowie die Bestimmungen der Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu 
beachten.
Das gesamte Plangebiet wird daher wegen der Baugrundverhältnisse gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB als Fläche 
gekennzeichnet, bei deren Bebauung ggf. besondere bauliche Maßnahmen, insbesondere im Gründungsbereich, 
erforderlich sind.

Hinweise

1. Bodendenkmäler

Im Plangebiet liegen keine konkreten Indizien zu Bodendenkmälern vor. Trotzdem sind archäologische Funde 
nicht auszuschließen. Die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes NRW, insbesondere die Anzeigepflicht 
gemäß §§ 15 und 16 DSchG NRW, sind bei Bodenbewegungen und Baumaßnahmen zu beachten. Beim 
Auftreten archäologischer Bodenfunde oder Befunde ist die Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder das 
Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, 
Tel. 02425 / 9039-0, Fax 02425 / 9039-199 unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind 
zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des Rheinischen Amtes für Bodendenkmalpflege für den 
Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.

2. Grundwasserverhältnisse

Der natürliche Grundwasserspiegel stand nahe der Geländeoberfläche an und ist vorübergehend durch 
künstliche oder natürliche Einflüsse abgesenkt worden. Nach Beendigung der Grundwasserabsenkungen 
durch den Braunkohlenbergbau wird der oberste Grundwasserspiegel wieder seinen ursprünglichen flurnahen 
Zustand erreichen, sofern nicht Gegenmaßnahmen getroffen werden. Bis heute liegt keine förmliche 
Entscheidung vor, ob und inwieweit Gegenmaßnahmen zur künstlichen Niedrighaltung des Grundwasser- 
spiegels zukünftig getroffen werden. Vor diesem Hintergrund wird es für sinnvoll gehalten, im Interesse der 
vorgesehenen Bauvorhaben von einem Grundwasserwiederanstieg auf die vor der Grundwasserabsenkung 
herrschenden Grundwasserflurabstände auszugehen und geeignete Abdichtungsmaßnahmen nach den 
Vorschriften der DIN 18195 ‚Bauwerksabdichtungen' vorzusehen.
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch bei einem späteren Grund- 
wasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese können bei bestimmten 
geologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflur- 
abstände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei der Planung Berücksichtigung finden.

3. Hochwasserschutz

Die geplante Bebauung liegt innerhalb des prognostizierten Überschwemmungsgebietes der Erft. Im Rahmen 
des Baugenehmigungsverfahrens ist nachzuweisen, dass die zu planenden Gebäude hochwasserangepasst 
ausgeführt werden. Hierzu ist für die Baukörper die Wasserspiegellage des prognostizierten 100-jährlichen 
Hochwasserabflusses beim Erftverband zu erfragen und zu berücksichtigen.

4. Kampfmittel

Dem Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) liegen nach Auswertung der vorliegenden Luftbilder Hinweise auf 
das Vorhandensein von Kampfmitteln bzw. Bombenblindgängern vor, da der Bereich im ehemaligen 
Bombenabwurfgebiet / Kampfgebiet liegt. Deswegen wird eine geophysikalische Untersuchung angeregt. 
Auch wenn Bodenuntersuchungen den Verdacht nicht bestätigen sollten, wird darauf hingewiesen, dass beim 
Auffinden von Kampfmitteln bzw. Bombenblindgängern Erdarbeiten unverzüglich einzustellen sind und 
umgehend die nächste Polizeidienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu benachrichtigen ist. 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, 
Verbauarbeiten etc., wird zusätzlich eine Sicherheitsdetektion empfohlen.

5. Erdbebengefährdung

Gemäß der ‚Karte der Erdbebenzone und geologischen Untergrundklasse des Bundeslandes NRW', Juni 
2006 zur DIN 4149 liegt das Plangebiet in der Erdbebenzone 2 in der Untergrundklasse S. Die Vorgaben der 
DIN 4149 sind zu beachten.
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Aufstellungsbeschluss

Dieser  Plan  ist  gemäß  § 2  (1) BauGB

durch Beschluss des  Stadtentwicklungs-

ausschusses vom ______________ auf-

gestellt worden.

Bedburg, den _____________________

Der     Aufstellungsbeschluss     ist     am

______________  ortsüblich  bekanntge-

macht worden.

Planunterlage

Es wird bescheinigt, dass die Darstellung

mit   dem   amtlichen   Katasternachweis

übereinstimmt  und  die  Festlegung  der

städtebaulichen   Planung   geometrisch

eindeutig ist.

Bedburg, den _____________________

Offenlegungsbeschluss

Dieser Plan wurde gemäß § 3 (2) BauGB

am  _____________   vom Stadtentwick-

lungsausschuss  der  Stadt  Bedburg zur 

Offenlage beschlossen.

Bedburg, den _____________________

Offenlage

Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses

Satzungsbeschluss

Dieser Bebauungsplan ist gemäß  § 10

BauGB vom Rat der Stadt Bedburg am

________________   als  Satzung  be-

schlossen worden.

Bedburg, den ____________________

________________________________

(ÖbVI)

________________________________

(Bürgermeister)                 (Ratsmitglied)

________________________________

(Bürgermeister)              

________________________________

(Bürgermeister)                 (Ratsmitglied)

________________________________

(Bürgermeister)              

 
Dieser  Plan  hat  gemäß  § 3 (2) BauGB
vom  ____________  bis ____________
öffentlich  ausgelegen.  Die Offenlegung
wurde  am  ______________  ortsüblich
bekanntgemacht. Die Träger öffentlicher
Belange   wurden   mit   Schreiben   vom
______________  von   der   Auslegung
benachrichtigt.

Bedburg, den _____________________

________________________________

(Bürgermeister)                 (Ratsmitglied)

________________________________

(Bürgermeister)              

Der   Satzungsbeschluss   wurde   am

_______________ ortsüblich bekannt-  

gemacht.

Bedburg, den ____________________

16


	Bekanntmachung Satzungsbeschluss Bp 33.8.pdf
	RP_500 [Layouttitel]
	RP_500





